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FREMSAT DEN 14. MARTS 1978 <appnote>1</appnote>

Høje Ret.

I — Den foreliggende sag er et erstat­
ningssøgsmål, som et tysk kommanditsel­
skab har anlagt mod Kommissionen i
henhold til E0F-traktatens artikler 178

og 215, stk. 2, fordi opfyldelsen af en af
firmaet med det rumænske statsselskab

for udenrigshandel, Prodexport, indgået
kontrakt er blevet yderst byrdefuld som
folge af virkningerne af Rådets forord-

ning nr. 425/77 af 14. februar 1977, der
blev offentliggjort i De Europæiske
Fællesskabers Tidende den 5. marts
1977.

Denne kontrakt, der blev indgået den
15. februar 1977, vedrørte levering af
450 tons grydeklar sursteg, mere
prosaisk sagt ikke-kogte varer af kød af
hornkvæg, som blev indført i hermetisk
lukket emballage med en vægt under
1 kg; det drejede sig altså ikke om

1 — Oversat fra fransk.
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1977 in der Bundesrepublik Deutsch­
land ohne Schwierigkeiten zum freien
Verkehr abgefertigt. Diese Partie war
gemäß Artikel 1 der Verordnung Nr.
3117/76 der Kommission vom 21. De­

zember 1976 zur Änderung und Aufhe­
bung der durch die Verordnungen
(EWG) Nr. 76/76 und (EWG) Nr.
223/76 im Sektor Rindfleisch als Schutz­

maßnahmen eingeführten Koppelungsre­
gelungen nicht Gegenstand einer Ein­
fuhrlizenz. Die Möglichkeit oder die
Verpflichtung, eine solche Lizenz zu er­
halten, wurde erst ab 1. April 1977
wiedereingeführt (Art. 15 der Verord­
nung Nr. 425/77 des Rates).

Die Verordnung Nr. 425/77 brachte er­
hebliche Änderungen im System des Wa­
renverkehrs mit Drittländern, wie es
sich aus der Verordnung Nr. 805/68
vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame
Marktorganisation für Rindfleisch er­
gab. Insbesondere wurde (Art. 12) die
Abschöpfung um mehr als den Unter­
schied zwischen dem Orientierungspreis
und dem Angebotspreis frei Grenze der
Gemeinschaft zuzüglich der Inzidenz
des Zolls erhöht; die Abschöpfung über­
schritt 100 %, wenn der Marktpreis der
Gemeinschaft weniger als 98 % des
Orientierungspreises betrug, der in ge­
wisser Hinsicht den Schwellenpreis für
Rindfleisch darstellte.

Diese Änderungen brachten das System
des von der Klägerin geschlossenen Ver­
trages durcheinander. Denn um die Er­
zeugnisse, die abschöpfungsfrei einge­
führt werden konnten, „besser zu defi­
nieren", wurde die Tarifstelle 16.02 B
III b 1 durch die Verordnung Nr.
425/77 aufgespalten,
— zum einen in die Tarifstelle 16.02 B

III b 1 aa, die „Fleisch und Schlacht­
abfall, anders zubereitet oder haltbar
gemacht, Rindfleisch oder Schlach­
tabfall von Rindern enthaltend, nicht
gegart", umfaßt und die einem auto­
nomen Zollsatz von 20 % und unter
bestimmten Umständen einer Ab­

schöpfung unterliegt (wohingegen

vertragsmäßige Einfuhren nicht bela­
stet wurden),

— und zum anderen in die Tarifstelle

16.02 B III b 1 bb, die „Fleisch und
Schlachtabfall, anders zubereitet
oder haltbar gemacht, Rindfleisch
oder Schlachtabfall von Rindern ent­

haltend, andere", umfaßt; die dieser
Tarifstelle unterliegenden Erzeug­
nisse sind einem autonomen wie

einem vertragsmäßigen Zollsatz von
26 % unterworfen.

Die erste dieser beiden Tarifstellen
wurde durch eine mit Artikel 14 Nr. 2

der Verordnung Nr. 586/77 der Kom­
mission vom 18. März 1977 eingefügte
Zusätzliche Vorschrift noch näher um­
schrieben.

Daher wurde das fragliche Rindfleisch
ab 1. April 1977 aufgrund dieser neuen
Fassung des Gemeinsamen Zolltarifs
über den Zollsatz von 20 % hinaus un­

ter den in der Verordnung Nr. 586/77
der Kommission aufgeführten Vorausset­
zungen einer Abschöpfung unterworfen.
Diese Abschöpfung belief sich im vorlie­
genden Fall auf DM 7,10/kg, somit auf
einen Betrag, der über dem Kaufpreis
selbst lag und folglich prohibitiv war.
Die Klägerin trägt vor, obwohl die Ver­
ordnungen des Rates und der Kommis­
sion bereits am 5. bzw. am 17. März

1977 veröffentlicht worden seien, habe
sie von dieser Neuerung erst am 4. April
1977 Kenntnis erlangt, nachdem sie von
den deutschen Behörden unterrichtet

worden sei, daß die verbindliche Zollta­
rifauskunft aus dem Jahre 1975 nicht
mehr gültig sei. Sie unterbrach folglich
sofort die Einfuhr des Rindfleisches; ihr
Vertragspartner verlangt deshalb Scha­
densersatz wegen Nichterfüllung in
Höhe von DM 495 000.

In einem ersten Schreiben an die Kom­

mission vom 12. April 1977 beantragte
die Klägerin, Sondermaßnahmen zu er­
greifen, die es ihr erlauben sollten, ihren
Vertrag zu annehmbaren Bedingungen
durchzuführen. Am 22. April 1977 kam
sie auf ihr Begehren zurück und bean-
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tragte, auf der Basis des Artikels 7 der
Verordnung Nr. 425/77 eine Übergangs­
regelung zu erlassen, die es ihr erlauben
sollte, die mit der rumänischen Firma
vereinbarten Mengen unter Befreiung
von der Abschöpfung bis zum 31. De­
zember 1977 einzuführen.

Ein Abteilungsleiter der Generaldirek­
tion Landwirtschaft lehnte diesen An­

trag am 3. Juni 1977 ab.

Die Klägerin beantragt in erster Linie
festzustellen, daß die Kommission ver­
pflichtet ist, die Erfüllung des Vertrages
vom 15. Februar 1977 zu gewährleisten
(Naturalrestitution); in ihrer Erwide­
rung führt sie eine leichte Variante ein
und beantragt in erster Linie festzustel­
len, daß die Kommission verpflichtet ist,
den abschöpfungsfreien Import der mit
Vertrag vom 15. Februar 1977 kontra­
hierten Menge Fleisch dadurch zu er­
möglichen, daß sie die Bundesrepublik
Deutschland in Form einer Entschei­

dung anweist, die fragliche Menge ab­
schöpfungsfrei abfertigen zu lassen.
Hilfsweise beantragt sie, die Kommis­
sion zu verurteilen, den sich aus der
Nichterfüllung des Vertrages ergeben­
den Schaden zu ersetzen, den sie auf
DM 787 500 nebst 8 % Zinsen vom Zeit­

punkt der Schadensentstehung an bezif­
fert.

II — Die Kommission hält den Haupt­
antrag in erster Linie für unzulässig: Sie
führt aus, sie habe das geltende Recht
anzuwenden; eine Schadensersatzklage
könne nicht dazu dienen, den Erlaß
eines eine Ausnahme von diesem Recht

begründeten Rechtssetzungsaktes zu er­
reichen. Ein solches Ziel könne allen­
falls mit Hilfe von Artikel 175 des Ver­

trages verfolgt werden, auf den sich die
Klägerin im vorliegenden Falle nicht be­
rufe.

Wenn ich auch persönlich die von Gene­
ralanwalt Capotorti in seinen Schlußan­
trägen in der Rechtssache IFG entwik­
kelten Überlegungen teile und wenn
auch meines Erachtens der Hauptantrag

der Klägerin in seinen beiden Varianten
als unzulässig abzuweisen ist, so schlage
ich Ihnen doch unter dem Einfluß Ihres

Urteils vom 14. Februar 1978 in der ge­
nannten Rechtssache vor, die Begründet­
heit vor einer Entscheidung über die Zu­
lässigkeit des Hauptantrages zu prüfen.
Dieser und der Hilfsantrag (dessen Un­
zulässigkeit die Kommission nicht gel­
tend macht) haben nämlich eine gemein­
same Grundlage, soweit sie davon ausge­
hen, daß die Kommission wegen einer
rechtswidrigen Handlung oder wegen
eines rechtswidrigen Verhaltens der Or­
gane der Gemeinschaft haftet.

Diese Rechtssache scheint mir jedoch
von allem Anfang an insofern schlecht
angelegt zu sein, als sich die Kommis­
sion gegen eine Klage auf Ersatz eines
Schadens verteidigen muß, der nach
dem Klagevorbringen in Wirklichkeit
durch eine Handlung des Rates verur­
sacht wurde. Die Klägerin, die nur ge­
gen die Kommission Klage erhob,
wollte diese Klage in ihrer Erwiderung
auch gegen den Rat richten; Sie haben
dieses Begehren jedoch mit Beschluß
vom 10. November 1977 abgelehnt. Es
scheint mir jedoch nicht möglich zu
sein, die Gemeinschaß zum Ersatz eines
gegebenenfalls in erster Linie vom Rat
in Ausübung seiner Zuständigkeiten ver­
ursachten Schadens zu verurteilen,
wenn die zu diesem Zweck angestrengte
Klage nur gegen die Kommission gerich­
tet ist.

III — 1. Ich prüfe zunächst nicht, ob
die Verordnung Nr. 425/77 des Rates
rechtswidrig ist, eine Behauptung, die
nicht aufgestellt wurde und über die
eine Entscheidung in Abwesenheit des
Verfassers dieser Handlung nicht mög­
lich wäre, sondern ob die Kommission,
indem sie von Artikel 7 der Verordnung
Nr. 425/77 keinen Gebrauch machte,
der Klägerin einen Schaden zugefügt
hat, der ihre außervertragliche Haftung
zur Folge haben kann.

Dieser Artikel hat. folgenden Wortlaut:
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„Falls Übergangsbestimmungen erforder­
lich sind, um den Beginn der Anwen­
dung dieser Verordnung zu erleichtern,
und zwar insbesondere, wenn die An­
wendung dieser neuen Regelung zum
vorgesehenen Zeitpunkt bei bestimmten
Erzeugnissen auf erhebliche Schwierigkei­
ten stoßen würde, werden diese Maßnah­
men nach dem Verfahren des Artikels
27 erlassen. Sie sind bis zum 31. Dezem­
ber 1977 anwendbar."

Gemeint ist vorstehend Artikel 27 der

Grundverordnung Nr. 805/68, mit dem
das wohlbekannte Verwaltungsausschuß­
verfahren eingeführt wurde.
Erlauben Sie mir, was diesen ersten
Punkt betrifft, mich auf meine Schlußan­
träge in der Rechtssache Bainne — im
Hinblick auf dieses Verfahren — und in

der Rechtssache Debayser und andere —
im Hinblick auf die „Billigkeitsverord­
nung" — zu beziehen, um darzulegen,
daß die gegenwärtige Klage nicht den
angemessenen Rahmen für die Prüfung
bietet, ob die Kommission verpflichtet
war, von ihrer Befugnis nach Artikel
7 Gebrauch zu machen, und daß es je­
denfalls auf diesem Gebiet nicht mög­
lich ist, die außervertragliche Haftung
der Kommission ins Spiel zu bringen:
Diese handelte nicht rechtswidrig, als sie
es ablehnte, Artikel 7 in der von der Klä­
gerin gewünschten Art anzuwenden.

Die Klägerin geht nicht so weit zu be­
haupten, Artikel 7 sei rechtswidrig, so­
weit er keine gebundene Befugnis der
Kommission geschaffen habe. Hätte sie
dies behauptet, so könnten wir dieses
Vorbringen im Rahmen des gegenwärti­
gen Rechtsstreits nicht prüfen; im übri­
gen hätte der Rat und nicht die Kommis­
sion diese Rechtswidrigkeit zu vertreten.
Selbst die Billigkeitserwägungen in dem
Urteil vom 1. Februar 1978 in der

Rechtssache Lührs genügen nicht, um
der Kommission eine solche Verpflich­
tung aufzubürden.

In den — beispielsweise hier vorliegen­
den — Beziehungen zwischen den ein­
zelnen und der Gemeinschaftsverwal-

tung, in denen die Abschöpfung nicht
zur Folge hat, daß die einzelnen irgend­
eine ihnen obliegende Pflicht nicht erfül­
len, sondern nur, daß die fraglichen Ein­
fuhren einem weniger günstigen System
als dem unterworfen werden, das vor
der Einführung der Abschöpfungen galt,
kann ein allgemeiner Rechtsgrundsatz —
und erst recht ein Billigkeitsgrundsatz —
der behaupteten Tragweite nicht aus
den nationalen Rechtsordnungen der
Mitgliedstaaten abgeleitet werden.

2. Das gleiche gilt für die Umstände,
unter denen das Europäische Parlament
zu dem letzten mündlichen Vorschlag
der Kommission angehört wurde —
oder eher nicht gehört wurde —, der
der Verordnung Nr. 425/77 des Rates
zugrunde liegt. Eine Unregelmäßigkeit
dieser Art könnte der Schadensersatz­

klage der Klägerin nicht zum Erfolg ver­
helfen.

3. Schließlich beruft sich die Klägerin
auf den berühmten allgemeinen Grund­
satz der Rechtssicherheit und des Ver­
trauensschutzes.

Hierzu möchte ich zunächst bemerken,
daß die Klägerin zwar legitimerweise
Hoffnungen hegen konnte, daß die im
Zeitpunkt des Vertragsschlusses gültige
Regelung in Kraft bleibe, doch handelte
es sich dabei nur um eine schlichte Er­

wartung: Ein wohlerworbenes Recht auf
eine solche Aufrechterhaltung würde zu­
mindest ein Papier voraussetzen; für die
Durchführung des beabsichtigten Ge­
schäftes war jedoch keine Importlizenz
erforderlich. Das fragliche Einfuhrsy­
stem erforderte weder eine vorherige Ge­
nehmigung noch eine durch eine Kau­
tion gesicherte Verpflichtung des Betrof­
fenen gegenüber den für die Verwal­
tung der fraglichen Marktorganisation
zuständigen Behörden.
Wenn die Behörden der Bundesrepublik
Deutschland der Klägerin einen Anhalts­
punkt gegeben haben sollten, der ihr
Vertrauen in die vollständige Aufrechter­
haltung der früheren Regelung für die
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Dauer der Abwicklung der alten Ver­
träge, ungeachtet der Entwicklung der
Marktbedingungen, rechtfertigen könn­
te, so ist allenfalls dieser Mitgliedstaat
für die Verletzung des Vertrauensschut­
zes verantwortlich.

Unter dem Blickwinkel der Verletzung
des Vertrauensschutzes fehlen meines

Erachtens mindestens zwei derjenigen
Voraussetzungen, die Sie für die Aner­
kennung einer solchen Verantwortlich­
keit der Organe der Gemeinschaft for­
dern.

Zunächst war die Einführung der streiti­
gen Abschöpfung nicht unvorhersehbar,
wie die Kommission im einzelnen dar­

legt. Die der Tarifstelle 16.02 B III b 1
des Gemeinsamen Zolltarifs unterliegen­
den Erzeugnisse stellten immer einen
empfindlichen Sektor dar. In der Ver­
gangenheit sah sich die Kommission häu­
fig veranlaßt, Schutzmaßnahmen für
einige dieser Erzeugnisse zu ergreifen,
indem sie die Erteilung von Einfuhrlizen­
zen auf Vorlage der Kaufverträge im
Rahmen der Koppelung der Einfuhr
von Erzeugnissen des Sektors Rind­
fleisch mit dem Verkauf von Rindfleisch
und Rindfleischkonserven aus Bestän­
den der Interventionsstellen vorsah. Ich

zitiere ferner die Verordnung Nr.
610/75 der Kommission vom 7. März
1975 über Schutzmaßnahmen für be­

stimmte Erzeugnisse dieser Tarifstelle
und die Verordnung Nr. 2033/75 der
Kommission vom 5. August 1975, um
die es in der Rechtssache IFG ging. Die
Ankündigung in der Verordnung Nr.
3117/76 der Kommission vom 21. De­

zember 1976, daß die mit dieser Verord­
nung eingeführten Maßnahmen wegen
der Marktlage „ein Schritt zur Wieder­
herstellung der normalen Einfuhrrege­
lung" seien und daß „die Aufhebung
der Schutzmaßnahmenregelung" beab­
sichtigt sei, konnte den Marktbürgern
nicht die Sicherheit geben, daß die Ein­
fuhr bestimmter Erzeugnisse dieses emp­
findlichen Sektors, sollte sich die Markt­
lage ändern, weiterhin ohne Wiederein­
führung einer Schutzregelung unter der
einen oder anderen Form möglich wäre.

Die Erteilung einer verbindlichen Tarif­
auskunft durch die deutschen Behörden
stellt nur einen schlichten Hinweis dar.

Es hätte im Gegenteil der Klägerin oble­
gen, sich, wie bei internationalen Verträ­
gen nicht unüblich, gegen den Eintritt
eines Ereignisses, das die Durchführung
ihres Vertrages übermäßig belastend ma­
chen konnte, durch Einfügung einer
Schutzklausel zu wappnen: Die Kläge­
rin muß angemessene Abhilfe in ihren
Rechtsbeziehungen zu ihrem Vertrags­
partner oder zu den bundesdeutschen
Behörden suchen, wobei sie sich unter
Umständen auf höhere Gewalt berufen
kann.

Die Höhe der Abschöpfung, die die frü­
here Koppelungsregelung ersetzte,
konnte demgegenüber nur Gegenstand
von Mutmaßungen sein. Eine der we­
sentlichen Schwierigkeiten beim Handel
mit Rindfleisch ist die Ungewißheit über
die Höhe der Abschöpfung, die auf die
Einfuhren in die Gemeinschaft erhoben

wird, da sie sich zwischen dem Zeit­
punkt der Bestellung und dem der Liefe­
rung ändern kann. In einer Zeit weltwei­
ter Verknappung entmutigt eine Ab­
schöpfungsregelung die Einfuhrhändler
der Gemeinschaft; eine einheitliche und
feste wertmäßige Belastung für alle Ge­
stellungen trägt zur Verringerung dieser
Ungewißheit bei. Die mit den Verord­
nungen Nr. 425/77 des Rates und Nr.
586/77 der Kommission eingeführte Ab­
schöpfung ändert sich entsprechend den
in der Gemeinschaft angewandten Prei­
sen; mit dieser neuen Modulation der
Abschöpfung wollte der Rat für die Zu­
kunft eine besser an die Entwicklungen
der Gemeinschaftspreise im Verhältnis
zum Orientierungspreis angepaßte Ver­
waltung des Marktes sicherstellen, um
die Wiederkehr solcher außergewöhnli­
cher Lagen zu vermeiden, wie sie die
Anwendung der Mangelregelung im
Jahre 1972 und der Schutzklauselrege­
lung seit dem Jahre 1974 darstellt. Diese
Regelung enthielt somit ihrem Wesen
nach ein Element der Unsicherheit;
diese Unsicherheit traf jedoch nicht be-
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sonders die Klägerin; ihre Einfuhren la­
gen nicht in einer Mangelzeit, sondern
im Gegenteil in einer Zeit des Überflus­
ses.

Zweitens scheint mir im Geiste dieser

neuen Regelung sehr wohl ein überwie­
gendes öffentliches Interesse oder, wie
ich es meinerseits lieber nenne, ein ,,mo­
tif d'intérêt général" daran zu bestehen,
daß diese Regelung wohlgemerkt nicht
unmittelbar, sondern fast vier Wochen
nach der Ankündigung ihrer Einführung
durch die Veröffentlichung der Verord­
nung Nr. 425/77 des Rates und fast
eine Woche nach der Veröffentlichung
der durch die Verordnung Nr. 586/77
der Kommission festgelegten Durchfüh­
rungsbestimmungen in Kraft gesetzt
wurde.

Die Verordnung des Rates geht von der
Feststellung aus, daß Erzeugnisse, wie
sie die Klägerin einführen wollte, „ledig­
lich zu dem Zweck geschaffen worden
[sind], um der Anwendung der Abschöp­
fungen zu entgehen", deren Einführung
ihrerseits durch die Gefahr von schwe­

ren Störungen wegen der Einfuhren ge­
rechtfertigt ist, und daß diese Erzeug­
nisse „an die Stelle des Fleisches der Ta­
rifnummer 02.01 des Gemeinsamen Zoll­

tarifs treten können", das abschöpfungs­
frei eingeführt werden kann.

Es handelt sich hier um Feststellungen,
die auf der Würdigung einer komplexen
wirtschaftlichen Lage beruhen; sie kön­
nen im Rahmen des gegenwärtigen
Rechtsstreits nicht erörtert werden und

rechtfertigen auf den ersten Blick voll­
auf die Einführung eines Abschöpfungs­
systems.

Es war immer besonders schwierig, der
Instabilität des Rindfleischmarktes zu be­

gegnen und der Produktionszyklen
Herr zu werden, die erhebliche Schwan­
kungen hervorrufen. Eine solche Rege­
lung ist vorteilhafter als die Anwendung
von Schutzklauseln. Wie ich bereits ge­
sagt habe, gibt die Anwendung einer ein­
zigen Grundabschöpfung und ihrer
Durchführungsbestimmungen der Ver-

waltung des Marktes einen notwendiger­
weise unsicheren und ungewissen Cha­
rakter, weil von Fall zu Fall entschieden
werden muß, so daß es notwendiger­
weise Bruchstellen gibt. Die Festsetzung
der Abschöpfung wird durch konjunktu­
relle Erwägungen und durch die Ent­
wicklung der Gemeinschaftspreise im
Verhältnis zum Orientierungspreis beein­
flußt; auch muß bei der Verwaltung des
Marktes der „politische" Aspekt der
Verbesserung des Einkommens der
Rindfleischerzeuger der Gemeinschaft
berücksichtigt werden.

IV — Zu prüfen bleibt, ob die Einfüh­
rung einer Abschöpfungsregelung für
die fraglichen Erzeugnisse den Artikeln
39 und 110 des Vertrages, insbesondere
in Verbindung mit den Konsolidierungs­
vorschriften des GATT, widerspricht.
Ich weise nochmals darauf hin, daß die­
ses Vorbringen die Verordnung Nr.
425/77 des Rates betrifft. Unbeschadet

der Erklärungen, die dieser vortragen
könnte, bemerke ich hierzu folgendes:

Nach Ansicht der Klägerin verletzte die
Eingliederung der fraglichen Fleischzu­
bereitungen in die Tarifstelle 16.02 B III
b 1 aa des Gemeinsamen Zolltarifs die

im Rahmen des GATT erfolgte Konsoli­
dierung des Zollsatzes der Tarifstelle
16.02 B III b 1. Die Konsolidierung be­
ziehe sich ausdrücklich auf diese ge­
samte Tarifstelle. Artikel 17 der Verord­

nung Nr. 805/68 in der Fassung der
Verordnung Nr. 425/77 entspreche im
übrigen genau Artikel 16 der Verord­
nung Nr. 805/68, wonach „diese Ver­
ordnung . . . unter Einhaltung der ver­
traglichen Verpflichtungen angewandt
[wird], die für die Gemeinschaft interna­
tional verbindlich sind". Die Einführung
einer Abschöpfung für bestimmte Er­
zeugnisse dieser Tarifstelle verletze
diese Vorschrift offenkundig.

In Beantwortung Ihrer Fragen zu dieser
„Entkonsolidierung" führt die Kommis­
sion aus, das eingeräumte Zugeständnis
beziehe sich nicht auf die fraglichen Er­
zeugnisse; maßgebend sei vielmehr das
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wirtschaftliche und finanzielle Gesamt­
volumen des durch die Tarifvereinbarun­

gen geförderten Warenaustauschs.
Ich werde in diese Erörterung nicht tie­
fer einsteigen, da meines Erachtens eine
Verletzung der GATT-Regeln durch
eine einstimmig verabschiedete Verord­
nung des Rates, unterstellt, daß diese
Verletzung nachgewiesen ist, und unter
der Voraussetzung, daß sich ein einzel­
ner auf sie berufen kann — was ich be­

zweifle —, nicht geeignet ist, zu einer
Haftung der Kommission zu führen.
Ich möchte jedoch noch hinzufügen,
daß die Gemeinschaft im Rahmen der

gemeinsamen Agrarpolitik die verschie­
denen Ziele des Artikels 39 des Vertra­

ges beachten muß; sie muß unter ande­
rem die Märkte stabilisieren (Art. 39
Abs. 1 Buchstabe c), die Versorgung
sicherstellen (Abs. 1 Buchstabe d) und
für die Belieferung der Verbraucher zu
angemessenen Preisen Sorge tragen
(Abs. 1 Buchstabe e). Diese Ziele sind in
sich selbst von ungleicher Bedeutung
und nur schwer miteinander in Einklang
zu bringen. Um den Verbrauchern ange­
messene Preise zu sichern, müssen die
Abkommen über die Einfuhr von Rind­
fleisch vereinfacht werden; das wider­
spricht dem Ziel der Stabilisierung der
Märkte; ebenso ist es, um eine bessere
Qualität sicherzustellen, erforderlich,
die Erzeugung von Rindfleisch zu för­
dern, was mit der Entwicklung des Welt­
handels kaum zu vereinbaren ist. Wenn
aber schon die Ziele des Artikels 39 nur

schwer miteinander in Einklang zu brin­
gen sind, so sind sie es noch schwerer
mit der nach Artikel 110 gewünschten
harmonischen Entwicklung des Welthan­
dels. Die Gemeinschaft muß somit im

Hinblick auf die wirtschaftliche und poli­
tische Lage bestimmte Ziele im Verhält­
nis zu anderen bevorzugen können. Wie
Generalanwalt Capotorti in seinen
Schlußanträgen in der Rechtssache IFG
ausführte, handelt es sich hier um Argu­
mente eher politischer Art.
Schließlich möchte ich anmerken, daß
die als Schutzmaßnahmen eingeführten
Koppelungsregelungen seit dem 1. April
1977 aufgehoben sind und daß Rumä­
nien im Gegensatz beispielsweise zu
Jugoslawien durch kein Handelsabkom­
men mit der Gemeinschaft verbunden

ist; dieses Land hat sich in keiner Weise
verpflichtet, seine Rindfleischausfuhren
in die Gemeinschaft zu begrenzen oder
zu verhindern, daß diese zu abnorm
niedrigen Preisen erfolgen.
Der Termin des 31. Dezember 1977
und Artikel 7 wurden im wesentlichen

vorgesehen, um den Schwierigkeiten zu
begegnen, die im Verhältnis zu den
AKP-Ländern auftreten konnten, und
um es zu ermöglichen, die Geltungs­
dauer der Maßnahmen zur Kürzung der
nichttarifären Einfuhrabgaben um 90 %
als Gegenstück zu der von den betroffe­
nen AKP-Ländern bei der Ausfuhr erho­

benen Steuer in gleicher Höhe bis zum
31. Dezember 1977 zu verlängern.

Ich beantrage, die Klage abzuweisen und der Klägerin die Kosten aufzuerle­
gen.

1016


